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Die neue Rolle der PatientInnen 

Im Internet gibt es zahlreiche Gesundheits-
informationen, doch wie seriös und glaub-
würdig sind diese? Was sagt dem Laien eine 
Risikostatistik, und was bedeutet das für 
seine persönliche Entscheidung? Und was 
können so genannte �gesundheitskompe-
tente� Organisationen beitragen, dass Pati-
entInnen ihr Recht auf Information wahr-
nehmen? Gemeinsam mit nationalen und 
internationalen ExpertInnen wurden diese 
Fragen beim Linzer Forum im Allgemeinen 
Krankenhaus Linz diskutiert.

Zum siebten Mal haben Ende Oktober die Johannes 
Kepler Universität, die oberösterreichische Gebiets-
krankenkasse und das AKh Linz die gemeinsame 
Fachtagung „Linzer Forum – Gesundheit und Gesell-
schaftspolitik“ veranstaltet. Die Tagung bringt die Trä-
ger aus dem Gesundheitswesen mit der Wissenschaft 
und den AkteurInnen aus der Praxis zusammen. Das 
diesjährige Thema lautete „Gesundheitskompetenz 
– der informierte und mündige Patient“. Es wurden 
aktuelle Forschungsergebnisse zu Gesundheitskom-
petenz und „Health Literacy“ präsentiert.

Gesundheitskompetenz als Entscheidungshilfe 
im Alltag
Jürgen Soffried vom Grazer 
Institut für Gesundheitsför-
derung und Prävention stell-
te im ersten Vortrag klar, wie 
wichtig Gesundheitskom-
petenz als Eckpunkt für die 
gesundheitliche Chancenge-
rechtigkeit der Bevölkerung 
ist. Gesundheitskompetenz 
unterstützt die Menschen 
dabei, im Alltag eigenverant-
wortliche Entscheidungen 
zu treffen, die ihre Gesund-
heit fördern. Mit Hilfe der 
österreichischen Rahmen-
gesundheitsziele wird die 
Stärkung der Gesundheits-
kompetenz vorangetrieben. 
Oberstes Wirkungsziel ist, 
„das Gesundheitssystem 

unter Einbeziehung der Beteiligten und Betroffenen 
gesundheitskompetenter“ zu machen. An zweiter 
Stelle wird auf die „persönliche Gesundheitskompe-
tenz, unter besonderer Berücksichtigung von vulnera-
blen Gruppen“ abgezielt. Als drittes Wirkungsziel soll 
„Gesundheitskompetenz im Dienstleistungs- und Pro-
duktionssektor“ verankert werden. Soffried, der selbst 
Akteur in diesen Zielsteuerungsgremien und „think 
tanks“ ist, konnte dem Publikum einen interessanten 
Einblick geben, wie die Zielsteuerungsprozesse ablau-
fen und was der aktuelle Status quo der „Zielsteue-
rung Gesundheit“ in Österreich ist. 

Verbesserungspotenzial bei der 
�Patientennavigation�
Gerald Bachinger von der niederösterreichischen Pa-
tientenanwaltschaft stellte in seinem Vortrag „Pati-
enteninformation – seriös und unbeeinflusst?“ eini-
ge Best-Practice Beispiele aus anderen Ländern vor. 
Aktuell wird auch in Österreich an Möglichkeiten 
gearbeitet, PatientInnen zum „best point of service“ 
zu lenken. Denn in der so genannten „Patientennavi-
gation“ gibt es enormes Verbesserungspotenzial. Laut 
einer Vorarlberger Spitalsambulanz-Studie (NN 2010) 
würden von den Personen, die von selbst in eine Spi-
talsambulanz kommen, 60 Prozent der Fälle gar nicht 
die Struktur einer Spitalsambulanz benötigen. Mehr 
als die Hälfte dieser Menschen wäre somit durch den 
niedergelassenen Bereich adäquat zu versorgen. Ba-
chinger erklärte, dass die PatientInnen heutzutage 
keine Schwierigkeiten haben, an Informationen zu 
kommen. Vielmehr bestehe ein „Overload“ an gesund-

Die Vorträge beim Linzer Forum stießen auch heuer auf großes Interesse.                
Quelle: Agnes Kaiser
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heitsrelevanten Informationen. 
Daraus allerdings verständliche, 
ausgewogene und seriöse Infor-
mationen zu finden, ist die zent-
rale Herausforderung.

Statistische Zahlenspiele 
verwirren die PatientInnen
Unter dem Titel „Der informier-
te Patient: Nutzen und Scha-
den medizinischer Maßnahmen 
richtig verstehen“ berichtete die 
Psychologin Odette Wegwarth 
vom Harding-Zentrum für Risi-
kokompetenz über aktuelle Er-
gebnisse ihres Forschungsteams 
rund um Professor Gigerenzer. 
Nutzenwahrscheinlichkeiten von 
Screening-Untersuchungen und 
von medizinischen Interventionen werden in der gän-
gigen Praxis in relativen Zahlen dargestellt. Die Risiken 
und Wahrscheinlichkeiten von Überdiagnosen werden 
meistens in absoluten Zahlen beziffert. Diese Zahlen-
spiele führen PatientInnen – und auch medizinisches 
Fachpersonal – hinters Licht. ÄrztInnen und Patien-
tInnen überschätzen den Nutzen im Vergleich zu den 
Risiken, wie die Psychologin u.a. am Beispiel Mammo-
graphie erläuterte (siehe Abbildung). Es ist laut Weg-
warth keine Seltenheit, dass durch fehlende Trans-
parenz gesunde Menschen zu PatientInnen gemacht 
werden. Es stellt sich bei Screening-Maßnahmen wie 
der Mammografie die Frage: „Was nützt die Vorsorge, 
wenn ich durch die Früherkennung ‚krank‘ werde?“ 

Chancen und Risiken von Gesundheits-Apps
Andrea Fried, Bundesgeschäftsführerin der ARGE 
Selbsthilfe Österreich, stellte die Frage: „Mehr Ge-
sundheit durch neue Medien?“ In vielen Bereichen 
kommen mittlerweile Gesundheits-Apps auf Smart-
phones zum Einsatz. Fried analysierte mehrere Ge-
sundheits-Apps und informierte über die Chancen 
und Risiken der neuen Medien. Die Chancen sieht 
Fried vor allem in der Erreichbarkeit der Menschen: 
Zum Beispiel nutzt bereits jeder fünfte Mann Gesund-
heits-Apps. Ein möglicher Schluss wäre: „Prävention 
bei Männern muss digital sein.“ Der wissenschaftli-
che Nachweis, dass Gesundheits-Apps einen größeren 
Nutzen haben als konventionelle Gesundheitsaufklä-
rung und Therapieführung, fehlt allerdings noch.

Flut an gesundheitsrelevanten Informationen
Über die neue Rolle der Patientinnen und Patienten 
sprach Werner Bencic von der OÖ Gebietskranken-
kasse. Das Bild, die Behandlungen und die Handlun-

gen der PatientInnen haben sich in den vergangenen 
Jahren stark verändert. Der Wunsch nach Selbstge-
staltung hat zugenommen. Viele PatientInnen haben 
eine eindeutige Präferenz zur Partizipation in der 
Entscheidungsfindung. Das Internet ist vielfach die 
„zweite Meinung“. Dieser Umgang der Einzelnen mit 
der Flut an gesundheitsrelevanten Informationen ist 
ein kritischer Faktor für die Weiterentwicklung des 
Gesundheitssystems. 

Wie kann das System auf diese neuen Anforderun-
gen reagieren? Bencic nannte Beispiele für adäquate 
Reaktionen aus dem In- und Ausland, wie etwa die 
Homepage „NHS Choices“ der National Health Servi-
ces aus Großbritannien (http://www.nhs.uk) oder das 
öffentliche Gesundheitsportal Österreichs (http://ge-
sundheit.gv.at). 

„Gesundheitskompetenz der Bevölkerung stärken“ 
lautet eines der österreichischen Rahmen-Gesund-
heitsziele. Der Vortragende arbeitet in der zu diesem 
Gesundheitsziel installierten sektorenübergreifenden 
Arbeitsgruppe, die einen Umsetzungsplan hierfür 
erarbeitete (GÖG 2014). Denn die BürgerInnen brau-
chen Zugang zu fundierten und ausgewogenen Infor-
mationen, die sie verstehen.

Komplexe Systeme erfordern mehr Wissen
Auf Ebene der Organisationsentwicklung erklärte 
Christina Dietscher vom Ludwig Boltzmann Institut 
Health Promotion Research, was Krankenbehand-
lungsorganisationen tun können, um „gesundheits-
kompetent“ zu werden, sprich ihren PatientInnen 
entgegenzukommen. Je komplizierter Systeme und 
Institutionen sind und je komplexer es ist, an seriöse 
und ausgewogene Informationen zu kommen, desto 

Quelle: Präsentation von Odette Wegwarth
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mehr Wissen brauchen die PatientInnen, um sie zu 
verstehen. Insofern sollte es Ziel sein, die Komplexität 
auf das notwendige Ausmaß zu reduzieren.

Zur Fachtagung „Linzer Forum - Gesundheit und Ge-
sellschaftspolitik“ reisen jedes Jahr VertreterInnen von 
Krankenanstalten und Sozialversicherungsträgern aus 
ganz Österreich an. Auch interessierte AkteurInnen 
aus Wissenschaft und Politik sowie MedizinerInnen 
und Pflegekräfte gehörten zum Publikum. Das nächste 
Linzer Forum findet am 15. Oktober 2015 statt.

Agnes Kaiser

Quellen 
GÖG Gesundheit Österreich GmbH: Rahmengesundheits-

ziele und Arbeitsgruppen URL: http://www.gesundheits-
ziele-oesterreich.at/arbeitsgruppen/ [dl: 24.10.14]

N.N.: Analyse der Vorarlberger Spitalsambulanzen als 
Anlaufstelle für Selbstzuweisungen, Endbericht 
10.12.2010. Vorarlberger Krankenhaus-Betriebsgesell-
schaft, unveröffentlicht. PK-Unterlagen sind verfügbar 
unter http://presse.vorarlberg.at/land/servlet/Attachmen
tServlet?action=show&id=13809 [dl: 24.10.2014]

Vorträge beim Linzer Forum am 23.10.2014. Homepage: 
http://www.jku.at/konferenzen/linzerforum2014

Mindestsicherung - Realität 
und Perspektiven

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung 
hat hierzulande die Sozialhilfe als zentra-
le Leistung der Armutspolitik abgelöst. Bei 
der Mindestsicherungs-Konferenz wurden 
aktuelle Problemlagen - bezogen auf Ös-
terreich wie auch auf die europäische Ebe-
ne - sowie Lösungsansätze diskutiert. 

Die von der Armutskonferenz ausgerichtete Tagung, 
die Anfang Oktober in Wien abgehalten wurde, fand 
im Rahmen der Projekte EMIN (European Minimum 
Income Network) und „Sichtbar werden“ statt. Das 
von der Europäischen Kommission finanzierte Projekt 
EMIN setzt sich kritisch mit den jeweiligen nationa-
len sozialen Sicherungssystemen auseinander und 
lobbyiert für die Schaffung europäischer Mindestsi-
cherungs-Standards, die ein würdevolles Dasein und 
gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen. Im Projekt 
„Sichtbar werden“ der Armutskonferenz vernetzen 
sich Initiativen von Menschen mit Armutserfahrun-
gen, um sich für eine Verbesserung der Lebenssituati-
on von Armutsbetroffenen einzusetzen.

Eckpunkte und aktuelle Problemlagen der 
Mindestsicherung
Zentraler Ausgangspunkt für die Einführung der Be-
darfsorientierten Mindestsicherung (BMS) war die 

Erkenntnis bei den ExpertInnen und Entscheidungs-
trägern, dass die Sozialhilfe von ihren Strukturen und 
Rahmenbedingungen (Subsidiarität, Kostenersatz, 
Stigmatisierung, eingeschränkter Zugang etc.) für 
eine effektive Armutsbekämpfung ungeeignet sei, so 
der Salzburger Jurist Walter Pfeil, der einleitend über 
die Genese und die Eckpunkte der aktuellen Regelung 
referierte. Ziel war es, das System „armutsfest“ zu 
machen. Auch wurde eine bessere Ankoppelung an 
die Arbeitswelt und das Arbeitsmarktservice (AMS) 
angestrebt. 

Zu diesem Zweck wurde 2010 eine Bund-Länder-
Vereinbarung nach Artikel 15a B-VG abgeschlossen, 
die u.a. die Einbeziehung der LeistungsbezieherInnen 
in die Krankenversicherung,  ein haushaltsbezogenes 
Verschlechterungsgebot gegenüber der Sozialhilfe 
sowie individuelle (und nicht bloß abgeleitete) An-
sprüche vorsah. Bundesweit vereinheitlicht wurden 
nur die Mindeststandards, weitergehende Leistungen 
der Länder sind weiterhin möglich. Anspruchsberech-
tigt sind seither Personen „mit Recht auf dauernden 
Aufenthalt“ und damit auch anerkannte Flüchtlinge 
und subsidiär Schutzberechtigte sowie EWR-Bürge-
rInnen. Keinen Anspruch auf BMS haben Asylwerbe-
rInnen und TouristInnen.

Die Leistung orientiert sich am Ausgleichszulagen-
richtsatz in der Pensionsversicherung, der derzeit 
814 Euro netto beträgt. Für Familienangehörige sind 
Äquivalenzrelationen analog zu EU-SILC vorgesehen. 
Die Leistung wird jährlich angepasst, monatlich aus-
gezahlt und enthält einen Unterkunftsanteil von 25 
Prozent. Zusatzleistungen für höheren Wohnbedarf 
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sind zwar grundsätzlich vorgesehen, aber ohne einen 
Rechtsanspruch ausgestattet. 

Bei arbeitsfähigen LeistungsbezieherInnen ist der Ein-
satz der eigenen Arbeitskraft vorgesehen („workfare“). 
Das AMS dient dabei vor allem als Anlaufstelle für 
BMS-Anträge und übernimmt damit laut Pfeil eine 
„Postkastenfunktion“, da es die Anträge gar nicht 
selber prüft. Dieser „Postkasten“ werde mitunter „gut 
versteckt“. Immerhin wird kein Kostenersatz mehr ver-
langt, wenn der/die Betreffende wieder Arbeit findet. 
Pfeil zufolge waren die früher aus diesem Titel einge-
brachten Beiträge ohnehin marginal. 

Das Verfahrensrecht ist laut Pfeil „auf dem Papier gut, 
in der Praxis hingegen problematisch“. Die Probleme 
in der Umsetzung führt er u.a. darauf zurück, dass 
jahrzehntelang ein rigides System verfolgt wurde, das 
jetzt etwas liberaler ausgestaltet ist, und das Umden-
ken in der Verwaltung nur langsam vonstatten gehe. 

„Fehlende Beamtensensibilität“, z.B. gegenüber kran-
ken Personen, konstatierte auch Volksanwalt Gün-
ther Kräuter. Er wies zudem auf die niedrigen Take-
up-Raten hin, die in den 
Bundesländern zwischen 
20 Prozent (Kärnten) und 
32 Prozent (Niederöster-
reich) liegen. Nur Wien 
hebt sich mit 77 Prozent 
Inanspruchnahme durch 
potenziell Berechtigte 
positiv davon ab.

Martina Kargl von der 
Armutskonferenz wies 
darauf hin, dass die er-
wähnte Bund-Länder-
Vereinbarung nur befristet bis 2016 beschlossen 
wurde. Danach gibt es Neuverhandlungen. Als „re-
alistisches Ziel“ peilt sie an, dass es angesichts der 
budgetären Lage zu keinen Verschlechterungen 
kommt. Als problematisch erachtet Kargl die beste-
hende Mischfinanzierung (Bund, Länder, Gemeinden) 
der BMS, die dazu führe, dass ärmere Gemeinden oft 
finanziell überfordert sind, weil sie in der Regel auch 
mehr Anspruchsberechtigte haben. „Die Fahrkarte 
nach Wien plus Jausenpaket“ sei insofern mitunter 
immer noch Realität. Die Kenntnis der Rechtsmaterie 
sei für die Betroffenen, aber auch für die Vollziehen-
den sehr schwierig, denn diese sei „sehr tricky“, was 
zum Teil den uneinheitlichen Vollzug erklärt. 

Kargl kritisierte die geringe Leistungshöhe, insbe-
sondere bei Kindern (Äquivalenzrelation: 30 Prozent 

minus Familienbeihilfe) und in Bezug auf die Wohn-
kosten. Auch werde zu wenig berücksichtigt, dass 
Menschen mit erheblichen Beeinträchtigungen einen 
höheren Regelbedarf haben. Aufgrund der Selbst-
behalte in der Krankenversicherung, z.B. bei Physio-
therapien, sei das Grundrecht auf Gesundheit nicht 
eingelöst. Als Fortschritt erachtet Kargl zwar, dass die 
zulässige Entscheidungsfrist gegenüber der Sozialhil-
fe von sechs auf drei Monate verkürzt wurde - „effek-
tive Soforthilfe“ sehe aber derzeit oft so aus, dass die 
KlientInnen an Sozialorganisationen weitergeschickt 
werden.

Hartz IV in Deutschland
Die „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ in Deutsch-
land ist im SGB II geregelt - gemeinhin unter Hartz 
IV bekannt -, die Grundsicherung bei Erwerbsminde-
rung und im Alter im SGB XII. Die Regelsätze sind de-
ckungsgleich und setzen sich aus einem Regelbedarf 
(derzeit 391 Euro) und mehrheitlich nur auf Antrag 
gewährten Mehrbedarfen zusammen, informierte 
Michaela Hofmann von der Caritas der Diözese Köln. 
Entsprechende Mehrbedarfe werden für Unterkunft 

und Heizung, für Bildung 
und Teilhabe sowie für 
Kinderausstattung sowie 
Wohnungsausstattung 
bei Ersteinzug gewährt. 

Die Regelungen sind 
ziemlich rigid: So werden 
etwa einer Einzelperson 
45 m2 Wohnraum zuge-
standen, und 15 m2 für 
jede weitere Person im 
Haushalt. Die geförderte 
Miete pro m2 ist regional 

unterschiedlich geregelt und gleichfalls sehr niedrig 
bemessen - in Köln beträgt sie z.B. 6 Euro pro m2 kalt. 
Wer darüber liegt, muss den Wohnaufwand aus dem 
ohnehin sehr niedrig bemessenen Regelbedarf be-
streiten (s.o.) oder nach einem halben Jahr umziehen. 
Diese Politik fördert Armutsgettos, kritisiert Hofmann. 
Bzgl. der Mehrbedarfe sei eine unterschiedliche Pra-
xis der Kommunen feststellbar, auch Behördenwillkür 
(z.B. lange Bearbeitungszeiten, nicht erreichbare Mit-
arbeiterInnen) wird teilweise beklagt. 

Hofmanns Resümee: Das Gesetz wäre an sich gut, 
wenn die Vollziehenden eine entsprechende Haltung 
mitbrächten - dies sei jedoch oft nicht der Fall, son-
dern die Einstellung herrsche vor: „Die Menschen kos-
ten Geld und sollen sich anstrengen“.

„Wenn es dem System nicht möglich 
ist, allen Menschen ein normales 

Leben zu ermöglichen, ist etwas mit 
dem System faul und nicht mit den 

Menschen.“

Fintan Farrell
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Aktivitäten auf europäischer Ebene
Den Status quo in punkto Mindestsicherung zu ver-
teidigen, sei angesichts der gegenwärtigen Tenden-
zen in der (europäischen) Politik mitunter schon als 
Erfolg zu werten, sagte Fintan Farrell vom European 
Anti Poverty Network (EAPN). Er gab sich damit ähn-
lich realistisch bzw. pessimistisch wie zuvor Martina 
Kargl. Farrell zufolge sollte man aber nicht nur von 
der Mindestsicherung, sondern auch über die Höhe 
der Löhne sprechen. Daher bemüht man sich seitens 
des EAPN schon seit einiger Zeit - und dies nicht ohne 
Erfolg - um eine verstärkte Kooperation mit den Ge-
werkschaften.

Farrell stellte das Projekt EMIN (European Minimum 
Income Network) vor, das die Lobbyingaktivitäten 
auf europäischer Ebene in diesem Bereich koordiniert 
und zur Bewusstseinsbildung beitragen will. Diese sei 
auch deshalb notwendig, weil das System der Min-
destsicherung häufig mit Mindestlöhnen oder einem 
allgemeinen Grundeinkommen verwechselt wird. Was 
eine „angemessene Mindestsicherung“ ist, lasse sich 
zwar schwer präzisieren, generell gehe es darum, den 

Menschen ein Leben in Würde und in Teilhabe zu er-
möglichen - oder, wie es das tschechische Armuts-
netzwerk formuliert: „We just want a normal life“.

Rund ein Viertel der EU-Bevölkerung lebt in Armut, 
bei steigender Tendenz, doch die Politik ändere nichts 
daran. Im Gegenteil, es herrscht die Tendenz vor, 
das Sicherungsniveau gering zu halten, um - so das 
Hauptargument - den Arbeitsanreiz aufrechtzuer-
halten. Die empirische Evidenz zeige jedoch, dass bei 
besser ausgestalteten Systemen die Erwerbsarbeits-
integration wahrscheinlicher ist, betonte der EAPN-
Vertreter. Abgesehen davon müsse auch außerhalb 
des Erwerbslebens ein menschenwürdiges Dasein 
möglich sein. Zudem würden von einer gerechteren 
Gesellschaft alle profitieren. Eine angemessene Min-
destsicherung stimuliere die Wirtschaft, denn das so 
erhaltene Geld werde nicht gespart, sondern nahezu 
zur Gänze wieder ausgegeben. 

Gegenwärtig wird eine EU-Richtlinie zu angemesse-
nen Mindestsicherungssystemen angestrebt, bislang 
hat sich jedoch nur Belgien positiv dazu geäußert. In 
den meisten Ländern machen die dafür verwendeten 

In einer symbolischen Aktion im Zentrum Wiens wurden von TagungsteilnehmerInnen Barrieren beseitigt, welche die 
Armutsbekämpfung verhindern. Quelle: Armutskonferenz
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Mittel weniger als ein Prozent des BIP aus, die Forde-
rung nach angemessenen Mindeststandards sei des-
halb nicht unrealistisch, so Farell, der abschließend 
konstatierte: „Wenn es dem System nicht möglich 
ist, allen Menschen ein normales Leben zu ermögli-
chen, ist etwas mit dem System faul und nicht mit 
den Menschen.“

Referenzbudgets für soziale Inklusion
Im Zuge der Bestrebungen der Europäischen Union, 
angemessene Mindestsicherungssysteme zu sichern, 
ist auch das Interesse an vergleichbaren EU-weiten 
Referenzbudgets gewachsen, berichtete Maria Moser 
vom Ilse Arlt Institut für Soziale Inklusionsforschung 
an der FH St. Pölten, die zurzeit bei einem entspre-
chenden EU-Projekt mitarbeitet. Referenzbudgets 
sind Ausgabenraster, die aufzeigen, mit welchen Kos-
ten in unterschiedlichen Haushaltskonstellationen zu 
rechnen ist, wenn ein bestimmter Lebensstandard er-
möglicht werden soll. Sie dienen für den Einsatz in der 
KonsumentInnen-, Schulden- und Budgetberatung, 
aber auch als Grundlage für soziale Mindeststandards.

Moser stellte einen möglichen Zugang, die sogenann-
te Minimum Income Standards-Methode, vor, bei der 

Wohnungen begangen und die darin enthaltenen 
Dinge aufgelistet und - unter Berücksichtigung ihrer 
Lebensdauer - bepreist werden. Vorgabe für die Bud-
getermittlung ist ein „bescheidener, angemessener 
Lebensstil“, der Teilhabe ermöglicht. Dabei wird so-
wohl die ExpertInnen- wie auch die Betroffenensicht 
berücksichtigt. Obwohl die Methode relativ aufwän-
dig ist, hält Moser die Miteinbeziehung beider Sicht-
weisen für erforderlich, da einerseits die Betroffenen 
ihre Bedürfnisse teilweise falsch einschätzen und z.B. 
beim Essen sparen würden, während andererseits die 
ExpertInnen oft relativ weit von den Alltagserfahrun-
gen entfernt sind.

Aktuelle Tendenzen der europäischen Politik
Relativ kritisch äußerte sich Marcel Fink von der Uni-
versität Wien zu den aktuellen Tendenzen auf euro-
päischer Ebene. Statt „Social Inclusion“ oder „Social 
Protection“ forciere die Europäische Kommission ge-
genwärtig den Begriff „Social Investment“. Dahinter 
stehe die Idee: Man soll in die (armen) Leute investie-
ren, weil sich das später rentiert, wenn/falls sie wieder 
Beschäftigung finden. Hier kommt eine ökonomisti-
sche Verengung zum Tragen, ähnlich wie im - gerne 

Forderungen der Armutskonferenz
1. 	 Es genügt nicht, über die Mindestsicherung 

allein zu sprechen - die Vermeidung von Ein-
kommensarmut wäre die zentrale Aufgabe. 
„Die Mindestsicherung kann in Zukunft nicht 
der Staubsauger für alle strukturellen Probleme 
sein, die in der Mitte der Gesellschaft angelegt 
sind: Arbeitslosigkeit, Pflegenotstand, prekäre 
Jobs, mangelnde soziale Aufstiegschancen im 
Bildungssystem,“ so die Armutskonferenz. Bes-
ser sei es, präventiv vorzugehen und zu verhin-
dern, dass Leute in die Mindestsicherung fallen.

2. 	 Sachlich sei es nicht zu rechtfertigen, dass es 
neun verschiedene gesetzliche Regelungen gibt 
mit unterschiedlichen Rechten und Pflichten.

3. 	 Um die Finanzierung auf neue Beine zu stel-
len, schlägt die Armutskonferenz ein „Zweck-
zuschuss-Gesetz“ vor, d.h. ein Gesetz, dass die 
Länder und Gemeinden verpflichtet, das Geld, 
das sie im Rahmen des Finanzausgleichs un-
ter diesem Titel erhalten, auch tatsächlich für 
den dafür bestimmten Zweck auszugeben. Das 
würde dem Bund auch wirksamere Sanktions-
möglichkeiten einräumen, um einen allfälligen 
Bruch der Artikel 15a-Vereinbarung zu ahnden.

4. 	 In den meisten Bundesländern kommt der Min-
destsicherung auch die Rolle zu, ein Existenz-
minimum für Menschen mit erheblicher Be-
hinderung, wenn sie in Privathaushalten leben, 
sicherzustellen. Auf deren besondere Bedürf-
nisse hat die Mindestsicherung derzeit keine 
Antwort. Es lässt sich nicht einmal sagen, wie 
viele Personen das betrifft, da Menschen mit 
Behinderungen in der Statistik bei den Kindern 
mitgezählt werden.

5. 	 Für Bedarfe, die nicht als Kosten des täglichen 
Lebens gewertet werden können (Stichworte: 
Geburt eines Kindes, Reparaturen, Kautionen 
für Wohnungsanmietungen etc.), fordert die 
Armutskonferenz Leistungen aus der Mindest-
sicherung mit Rechtsanspruch.

6. 	 Die derzeit geltenden Unterhaltsverpflichtun-
gen zwischen erwachsenen Kindern und ihren 
Eltern bzw. zwischen Enkeln und ihren Großel-
tern sind der Armutskonferenz zufolge mit ei-
nem modernenSozialstaatsverständnis nicht zu 
vereinbaren.

7. 	 Die nunmehrige maximale Entscheidungsfrist 
von drei Monaten wird immer noch als zu lang 
erachtet.
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verwendeten - Begriff „Humankapital“. Es wird auf 
Effizienz und Effektivität der Maßnahmen abgestellt, 
die Befindlichkeiten der Betroffenen sind offenbar se-
kundär. Den Beschluss der von Farrell angesprochenen 
geplanten Richtlinie zu Mindestsicherungssystemen 
hält Fink für wenig wahrscheinlich, weil dazu Einstim-
migkeit erforderlich wäre, die Richtlinie jedoch - wie 
erwähnt - bislang einzig von Belgien unterstützt wird.

Die gegenwärtige Armutsgefährdungsgrenze von 60 
Prozent des jeweiligen Medianeinkommens ist für Fink 
kein tauglicher Indikator, weil die Medianeinkommen 
zwischen den Mitgliedstaaten sehr stark variieren, das 
Preisniveau jedoch weniger unterschiedlich ist. Auch 
unterscheiden sich die Mindestsicherungssysteme 
der Mitgliedsländer hinsichtlich Leistungsniveau und 
Deckungsgrad. Daraus resultieren starke länderspezi-
fische Unterschiede bezüglich der Betroffenheit von 
materieller Deprivation. Zentrale Herausforderung ist 
laut Fink die Definition adäquater Mindesteinkommen 
entlang der Dimensionen des „sozial Notwendigen“ 
und des „gesellschaftlich Üblichen“. 

Aufgrund der Vorgaben durch den Konsolidierungs-
pakt planen die meisten Mitgliedstaaten in den 
nächsten Jahren im Rahmen ihrer Stabilitäts- und 
Konvergenzprogramme eine Kürzung der Sozialaus-
gaben. Die umfangreichsten Einschnitte ins Sozial-
budget sehen dabei Länder vor, deren Sozialsysteme 
ohnehin relativ schwach ausgebaut sind, allen voran 
Irland und die Baltischen Staaten, mit dem Effekt, 
dass sich die sozialpolitische Konvergenz zurzeit wie-
der in eine Divergenz verwandelt. Die Mindestsiche-
rungssysteme sind von den Sparplänen einstweilen 
noch wenig betroffen, weil sie relativ wenig kosten 
(s.o.) - dies allerdings deshalb, weil die Mindestsiche-
rung so niedrig ist. 

Die Tagung wurde mit einer Aktion im Zentrum Wiens 
abgeschlossen: Dabei wurde symbolisch eine „Mauer“ 
niedergerissen, gebildet aus Barrieren, die Armutsbe-
kämpfung verhindern: z.B. Willkür, prekäre Jobs, hohe 
Lebenskosten, Entwürdigung, Arbeitsplatzverlust, 
Sparpaket oder Ungleichheit.  [hs]

Schlechte Lebensbedingungen 
von Mehrfach-Ausgrenzungs-
gefährdeten

Einer von Statistik Austria durchgeführten 
Erhebung über Einkommen und Lebensbe-
dingungen zufolge galten im Jahr 2013 in 
Österreich knapp fünf Prozent der Bevölke-
rung als mehrfach ausgrenzungsgefährdet. 
In vielen Bereichen des Lebens sind ihre 
Chancen schlechter als jene der übrigen 
Bevölkerung.

Die soziale Eingliederung in der Europäischen Union 
soll bis 2020 insbesondere durch Verminderung der 
Armut gefördert werden, wobei angestrebt wird, min-
destens 20 Millionen Menschen aus Gefährdungsla-
gen zu bringen. Die Zielgruppe umfasst Personen, auf 
die mindestens eines von drei Kriterien zutrifft: Ar-
mutsgefährdung oder keine/sehr niedrige Erwerbsin-
tensität im Haushalt oder erhebliche materielle 
Deprivation. Die Gruppe der Armuts- oder Ausgren-

zungsgefährdeten insgesamt, die von mindestens ei-
ner der genannten Gefährdungslagen betroffen sind, 
umfasste laut EU-SILC, der Gemeinschaftsstatistik 
über Einkommen und Lebensbedingungen, im Jahr 
2013 in Österreich 18,8 Prozent der Bevölkerung oder 
1.572.000 Menschen. Armutsgefährdet sind dabei 
14,4 Prozent der Bevölkerung bzw. 1.203.000 Perso-
nen, von erheblicher materieller Deprivation betrof-
fen sind 4,2 Prozent bzw. 355.000 Personen. 496.000 
Personen unter 60 Jahren (7,7%) leben hierzulande in 
Haushalten mit keiner oder einer sehr niedrigen Er-
werbsintensität.

Wesentliche Risikofaktoren für Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdung sind die mit bestimmten Haushalts-
konstellationen verbundenen Lebensbedingungen: 
allen voran Leben in Ein-Elternhaushalten, Langzeit-
Arbeitslosigkeit, geringe Bildung, weiters Migrations-
hintergrund oder das Vorliegen einer Behinderung im 
Haushalt. Monetäre Sozialleistungen vermögen zwar 
das Armutsrisiko insgesamt von 25,9 auf 14,4 Prozent 
erheblich zu senken, dennoch verzeichnen Haushal-
te, die ihren Lebensunterhalt hauptsächlich auf Basis 
von Sozialleistungen bestreiten müssen, mit 58 Pro-
zent eine im Vergleich zur übrigen Bevölkerung mehr 
als dreimal so hohe Quote der Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdung. 
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Nachteile in zentralen Dimensionen des Lebens
Von einer besonders starken Benachteiligung ist bei 
gleichzeitigem Vorliegen von zwei oder allen drei der 
oben genannten Kriterien auszugehen. Damit sind 
hierzulande 385.000 Personen – ein Viertel der Ar-
muts- oder Ausgrenzungsgefährdeten oder 4,6 Pro-
zent der Bevölkerung – konfrontiert.

Mit einer mehrfachen Ausgrenzungsgefährdung ge-
hen deutliche Nachteile in zahlreichen Dimensionen 
des Lebens einher (siehe Tabelle), etwa hinsichtlich 
prekärer Wohnqualität: Neunmal so oft wie Perso-
nen, die nicht ausgrenzungsgefährdet sind, wohnten 
Mehrfach-Ausgrenzungsgefährdete in Wohnungen 
ohne Bad und WC, hatten Probleme mit der Bau-
substanz (Feuchtigkeit, Schimmel) bzw. mit dunklen 
Räumen oder verfügten über keine Waschmaschine 
– wobei mindestens zwei dieser vier Merkmale zutra-
fen. Für 76 Prozent der Mehrfach-Ausgrenzungsge-
fährdeten machten zudem die Wohnkosten mehr als 
ein Viertel ihres Einkommens aus. Darunter werden 
die äquivalisierten Kosten pro Jahr für Miete, Be-
triebskosten, Zinszahlung für Kredite zur Schaffung 
von Wohnraum, Heizung, Energie und Instandhaltung 
zusammengefasst. Von den Nicht-Ausgrenzungsge-
fährdeten trugen 12 Prozent und von den Einfach-
Ausgrenzungsgefährdeten 60 Prozent eine so hohe 
Wohnkostenlast.

Auch zwischen Gesundheit und Ausgrenzungsrisiko 
ist ein starker Zusammenhang erkennbar: Während 
8 Prozent der Nicht-Ausgrenzungsgefährdeten ab 16 
Jahren und 13 Prozent der Einfach-Ausgrenzungsge-
fährdeten gesundheitlich beeinträchtigt waren, trifft 
dies auf 21 Prozent der Mehrfach-Ausgrenzungsge-

fährdeten zu. Somit ist mehr als jede fünfte von mul-
tipler Ausgrenzung gefährdete Person in mindestens 
zwei der drei beobachteten Gesundheitsindikatoren 
– sehr schlechter allgemeiner Gesundheitszustand, 
chronische Krankheit, starke Einschränkung bei All-
tagstätigkeiten seit mindestens einem halben Jahr 
– betroffen. Denkbar sind sowohl gesundheitliche 
Auswirkungen der Ausgrenzung als auch Armuts- und 
Ausgrenzungsgefährdung als Folge gesundheitlicher 
Einschränkungen, etwa weil keine Berufstätigkeit 
ausgeübt werden kann.

Einschränkungen erfahren Mehrfach-Ausgrenzungs-
gefährdete auch im materiellen Lebensstandard: Sie 
können unerwartete Ausgaben (im Ausmaß von 1.050 
Euro) mehr als fünfmal so oft nicht tätigen wie Per-
sonen ohne Armuts- oder Ausgrenzungsrisiko. Gleich-
zeitig gibt es – ohne Änderung des Einkommens – nur 
geringe Chancen auf eine Verbesserung dieser Situa-
tion: 62 Prozent ist es nicht möglich, wenigstens 15 
Euro pro Monat zur Seite legen, bei den Nicht-Aus-
grenzungsgefährdeten sind es 4 Prozent.

Niedriges subjektives Wohlergehen
Mehrfach-Ausgrenzungsgefährdete stufen ihre Le-
benszufriedenheit auf der Skala von 0 („überhaupt 
nicht zufrieden“) bis 10 („vollkommen zufrieden“) 
durchschnittlich mit 6,1 ein. Einfach-Ausgrenzungs-
gefährdete sind mit einem Wert von 7,3 bereits zu-
friedener, Personen ohne Armuts- oder Ausgrenzungs-
gefährdung sind - wenig überraschend - im Mittel am 
zufriedensten mit ihrem Leben (8,0).

Quellen: Statistik Austria, Pressemitteilungen vom 
22.10.2014

Lebensbedingungen	
  für	
  Nicht-­‐	
  Einfach-­‐	
  und	
  Mehrfach-­‐Ausgrenzungsgefährdete	
  
	
  

Ausgewählte	
  
Lebensbedingungen,	
  Quote	
  in	
  

%	
  

Nicht-­‐
Ausgrenzungsgefährdet	
  

Einfach-­‐
Ausgrenzungsgefährdet	
  

Mehrfach-­‐
Ausgrenzungsgefährdet	
  

Prekäre	
  Wohnqualität	
   1	
   4	
   14	
  

Wohnkostenbelastung	
  >	
  25%	
   12	
   60	
   76	
  

Mehrfache	
  
Gesundheitseinschränkungen	
  

8	
   13	
   21	
  

Keine	
  unerwarteten	
  Ausgaben	
  
möglich	
  

16	
   42	
   86	
  

Kein	
  Sparen	
  möglich	
   4	
   15	
   62	
  

Q:	
  STATISTIK	
  AUSTRIA,	
  EU-­‐SILC	
  2013.	
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Reiche setzen sich ab

Der Reichtum in Deutschland wächst und 
verfestigt sich, ermittelten ForscherInnen 
der Hans-Böckler-Stiftung; dies vor allem 
aufgrund der gestiegenen Bedeutung von 
Kapitaleinkommen.

Ebenso wie die Armut hat auch der private Reichtum 
in Deutschland über die vergangenen zwei Jahrzehnte 
deutlich zugenommen. Der Anteil der Personen, die 
nach dem in der Wissenschaft verbreiteten relativen 
Reichtumsbegriff reich oder sehr reich sind, liegt heu-
te um ein gutes Drittel höher als Anfang der 1990er 
Jahre: Galten 1991 noch 5,6 Prozent aller Menschen 
in Deutschland wegen ihres verfügbaren Haushalts-
einkommens als reich oder sehr reich, waren es 2011, 
dem jüngsten Jahr, für das Daten vorliegen, 8,1 Pro-
zent. Zudem haben vor allem die Einkommen der sehr 
Reichen stärker zugelegt als im Durchschnitt der Ge-
sellschaft. Das liegt wesentlich am höheren Anteil, 
der reichen und insbesondere sehr reichen Personen 
aus Kapitaleinkommen zufließt. Und: Wer einmal 
reich oder sehr reich ist, muss zunehmend weniger 
fürchten, beim Einkommen in die Mittelschicht „ab-
zusteigen“. Zu diesen Ergebnissen kommt eine neue 
Studie des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Instituts (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung.1 „Die 
sehr Reichen setzen sich vom Rest der Bevölkerung 
regelrecht ab“, schreiben die WSI-Verteilungsexpertin 
Dorothee Spannagel und ihr Ko-Autor Sven Broschin-
ski von der Universität Oldenburg.

Daten des sozio-oekonomischen Panels 
analysiert
Die Untersuchung basiert auf Daten aus dem sozio-
oekonomischen Panel (SOEP), einer jährlichen Wieder-
holungsbefragung in mehreren tausend Haushalten. 
Reich ist nach gängiger wissenschaftlicher Definition, 
die zum Beispiel auch der Armuts- und Reichtums-
bericht der Bundesregierung verwendet, wer in ei-
nem Haushalt lebt, der das Doppelte und mehr des 
mittleren verfügbaren Jahreseinkommens hat. Dieses 
beträgt in Deutschland derzeit rund 18.000 Euro pro 
Person. Für Alleinstehende gilt demnach: Eine Person, 
die netto, nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben 
und nach Anrechnung von staatlichen oder privaten 
Transfers, mindestens knapp 36.000 Euro im Jahr als 
verfügbares Einkommen hat, gehört zur Gruppe der 
Reichen. Als sehr reich wird bezeichnet, wer min-

destens dreimal so viel wie der Durchschnitt hat. Die 
Untergrenze für einen Alleinstehenden liegt hier also 
bei knapp 54.000 Euro. In Mehrpersonenhaushalten 
werden die Grenzen nach Erwachsenen und Kindern 
gewichtet und sind entsprechend höher.

Gemessen an den Einkommen von Konzernvorstän-
den, Investmentbankern oder Spitzensportlern scheint 
die Schwelle recht niedrig gezogen zu sein. Tatsäch-
lich gebe es ein Problem bei der wissenschaftlichen 
Erfassung von Millionären und Milliardären, sagt 
WSI-Forscherin Spannagel: Superreiche sind relativ 
selten und auf Diskretion bedacht, deshalb sind sie 
bei allen Befragungen unterrepräsentiert. Doch von 
einer „gehobenen Lebenslage, mit der zahlreiche pri-
vilegierte Lebensbedingungen verbunden sind“, lasse 
sich durchaus schon bei Personen sprechen, die jeden 
Monat mindestens doppelt so viel ausgeben können 
wie der Durchschnitt, betont die Wissenschaftlerin. 
„Unsere Studie analysiert gewissermaßen den unte-
ren Bereich des Reichtums in Deutschland. Darüber 
erfährt man schon eine Menge. Und die Ergebnisse 
legen nahe, dass die Superreichen sich noch deutlich 
stärker und schneller von der Mitte der Gesellschaft 
entfernen als die Personen, die in der Studie unter-
sucht wurden.“

Sehr Reiche werden reicher 
Das zeigt sich nach Analyse der ForscherInnen schon 
beim Vergleich von reichen und sehr reichen Personen. 
Die letztgenannte Gruppe ist zwar sehr klein, doch ist 
sie im Verhältnis besonders stark gewachsen - von 0,9 
Prozent aller Personen 1991 auf 1,9 Prozent im Jahr 
2011. Gleichzeitig haben die sehr Reichen ihre mitt-
leren Einkommen in diesem Zeitraum auch besonders 
deutlich steigern können: preisbereinigt um rund 20 
Prozent. Dagegen erzielten die Reichen einen realen 
Zuwachs von 5 Prozent. Das mittlere Einkommen der 
Menschen unterhalb der Reichtumsgrenze stieg le-
diglich um 4 Prozent. Die Wirtschafts- und Finanz-
krise brachte zwar einen kurzzeitigen Rückschlag, 
sie hat aber weder die Zahl der Reichen noch deren 
Einkommenshöhe nachhaltig verringert, beobachten 
Spannagel und Broschinski. 

Vermögenseinkommen gewinnen an 
Bedeutung 
Einen wesentlichen Grund für den wachsenden Ein-
kommensvorsprung insbesondere der sehr Reichen se-
hen die WissenschaftlerInnen im höheren Gewicht der 
Kapitaleinkommen in ihren Haushalten. Da Menschen 
mit hohen Einkommen sehr häufig auch größere Ver-
mögen besitzen, profitieren sie in besonderem Maße 
von Zinsen, Dividenden oder Mieteinnahmen. Gerade 
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während der 2000er Jahre haben sich Kapitaleinkom-
men deutlich stärker entwickelt als Lohneinkommen. 
Und durch die pauschale Abgeltungssteuer werden sie 
auch in Deutschland niedriger besteuert als Arbeits-
einkommen. Bei den sehr Reichen stammten so 2011 
rund 24 Prozent des Einkommens aus Vermögen, bei 
den Reichen waren es noch 12 Prozent. Unter Men-
schen mit mittleren Einkommen machen die Vermö-
genserträge dagegen 8 Prozent aus, bei Ärmeren le-
diglich 4 Prozent. Im Zeitverlauf schwankt die Quote 
bei den Reichen und sehr Reichen zwar etwas, in der 

Tendenz ist sie seit Anfang der 1990er Jahre aber vor 
allem bei den sehr Reichen kräftig gestiegen. 

Die Bedeutung der Erwerbseinkommen nahm spiegel-
bildlich ab. Allerdings liegt ihr Anteil selbst bei den 
sehr Reichen noch bei rund 70 Prozent. Staatliche 
Transfers wie etwa Kindergeld oder Renten spielen bei 
den Einkommen der sehr Reichen und Reichen eine 
deutlich geringere Rolle als in der Mittelschicht und 
vor allem bei Ärmeren. Gleichwohl machten sie 2011 
rund 6 bzw. 13 Prozent aus (siehe Infografik).
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Bildungsgrad, Beruf und Familienstand 
bestimmen Reichtum 
Wer sind die Reichen und sehr Reichen? Die WSI-
Studie liefert auch dazu soziodemografische Daten. 
Bildung hat erwartungsgemäß einen großen Einfluss. 
So haben AbiturientInnen eine rund doppelt so hohe 
Chance, reich oder sehr reich zu sein, wie Personen 
mit mittlerer Reife. Umgekehrt sinkt die Wahrschein-
lichkeit für Menschen mit Hauptschulabschluss oder 
ohne Abschlusszeugnis. 

Schaut man auf die Berufe, machen Angestellte zwar 
den größten Teil der Reichen aus. Mit Blick auf ihren 
Anteil an der Gesamtbevölkerung sind aber Selbstän-
dige, FreiberuflerInnen und UnternehmerInnen unter 
den Reichen und vor allem den sehr Reichen deut-
lich überrepräsentiert. Ihre Chance, sehr reich zu sein, 
ist mehr als 3,5 Mal höher als bei den Angestellten. 
BeamtInnen sind vor allem unter den Reichen relativ 
gut vertreten. ArbeiterInnen und nicht Erwerbstätige 
bilden hingegen in beiden Gruppen nur eine kleine 
Minderheit.

Auch zwischen der Haushaltsstruktur und dem Ein-
kommen besteht ein signifikanter Zusammenhang: 
Paare ohne Kinder finden sich am häufigsten unter 
den Reichen und insbesondere den sehr Reichen. 
Schließlich gibt es weiterhin erhebliche Unterschiede 
zwischen alten und neuen Bundesländern: 2011 zähl-
ten nur 3,1 Prozent der Ostdeutschen zu den Reichen, 
verglichen mit 9,4 Prozent im Westen.

Reichtum verfestigt sich 
Im Zeitverlauf von 1991 bis 2011 habe sich die Ein-
kommensverteilung am oberen Rand „merklich ver-

festigt“, konstatieren die WissenschaftlerInnen. Da 
die Gruppe der Reichen insgesamt gewachsen ist, sind 
die Chancen, aus darunter liegenden Gruppen aufzu-
steigen, zwar relativ konstant geblieben. Abstiege aus 
der Gruppe der Reichen oder sehr Reichen sind hinge-
gen über die Jahre deutlich seltener geworden. 

Was für die betroffenen BesserverdienerInnen erfreu-
lich ist, stellt die Gesellschaft insgesamt vor Probleme, 
betonen Spannagel und Broschinski. Die zunehmen-
de Konzentration der Einkommen und Vermögen am 
oberen Ende der Hierarchie vergrößerte die Ungleich-
heit. Dieser Prozess werde durch Erbschaften über Ge-
nerationen hinweg reproduziert und verstärkt. Reiche 
und sehr Reiche geben nur einen relativ kleinen Teil 
ihrer Einkommen und Vermögen aus und können ei-
nen Großteil zurücklegen; ein Grund, warum wach-
sende Ungleichheit das Wirtschaftswachstum bremst. 
„Dies wird selbst vom Internationalen Währungsfonds 
wahrgenommen“, verweisen die ForscherInnen auf 
entsprechende Studien. Gleichzeitig, warnen Spanna-
gel und Broschinski, „kann die wachsende Polarisie-
rung den sozialen Frieden und die soziale Kohäsion in 
einer Gesellschaft nachhaltig gefährden.“

Quelle: Pressemitteilung der Hans-Böckler-Stiftung, 
08.10.2014

Anmerkung
1 	 Dorothee Spannagel, Sven Broschinski: Reichtum in 

Deutschland wächst weiter, WSI-Report 17, September 
2014. Download: http://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_re-
port_17_2014.pdf

AK-Wissenschaftspreis 2015
Die Arbeiterkammer Oberösterreich schreibt zum 
32. Mal den AK-Wissenschaftspreis aus. Der Preis 
wird für 2014 bzw. 2015 fertiggestellte Arbeiten, 
die der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe-
dingungen der ArbeitnehmerInnen dienen, verge-
ben und ist diesmal folgendem Thema gewidmet:

„Zwischen Spaltung und Integration: Migration 
als Herausforderung für die Gesellschaft.“

Das Preisgeld beträgt insgesamt 9.000 Euro und 
wird auf drei PreisträgerInnen aufgeteilt. Über die 
Vergabe und die Höhe des jeweiligen Preisgeldes 
entscheidet eine von der AK bestellte Jury. 

Kriterien für die Preisvergabe sind die Überein-
stimmung mit den Zielsetzungen des Preises und 
mit der Grundhaltung der Arbeiterkammer, die 
wissenschaftliche Qualität und der praktische 
Wert für die Tätigkeit der Interessensvertretungen 
der ArbeitnehmerInnen.

Bewerbungen sind bis 30. Juni 2015 bei der AK 
Oberösterreich, Abteilung Wissenschafts- und 
Forschungsmanagement, Volksgartenstraße 40, 
4020 Linz, einzureichen. Eine detaillierte Be-
schreibung der Forschungsfrage und möglicher 
Themenstellungen findet man unter:

http://ooe.arbeiterkammer.at
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Mobbing am Arbeitsplatz Schule
Die Schule ist der Arbeitsplatz von Lehrkräften, Schul-
leitung und SchülerInnen. Sie ist zugleich ein Ort, wo 
verschiedene gesellschaftliche Kräfte und Positionen 
aufeinandertreffen. Dabei ist die Schule nicht nur 
Hort von Freude und Wohlbehagen. Auch Mobbing ist 
dort ein Thema. Dieser Sachverhalt könne aber we-
der aus individueller noch aus gesellschaftlicher Sicht 
akzeptiert werden, meint Reinhold S. Jäger vom Zen-
trum für empirische pädagogische Forschung (zepf) 
der Universität Koblenz-Landau. Er ist Herausgeber 
eines aktuellen Sammelbandes zum Thema „Mobbing 
am Arbeitsplatz Schule“.

Die Publikation versteht er als Beitrag gegen dieses 
Mobbing. Sie liefere die dafür notwendigen Infor-
mationen und Handlungsanleitungen. „Schule hat 
einen gesellschaftlichen Auftrag. Sie kann und darf 
das Phänomen Mobbing nicht ignorieren, so wie sich 
jeder Erwachsene der Thematik in Beruf und Priva-
tem stellen muss. Mobbing ist ein schleichendes Gift, 
dem durch Kenntnis, Analyse und Lösungen, die zur 
jeweiligen Schule passen, begegnet werden muss,“ so 
Jäger.

In elf Kapiteln werden unterschiedliche Sichtweisen 
und Ansatzpunkte des Mobbing am „Arbeitsplatz 
Schule“ thematisiert. Dargestellt werden etwa der 
Begriff Mobbing, seine Abgrenzung von anderen Be-
griffen, die Entwicklung des Mobbinggeschehens so-
wie seine Folgen. Eine empirische Untersuchung zeigt, 
von wem und wodurch Lehrkräfte gemobbt werden. 
Ein anderer Beitrag geht der Frage nach, welche Aus-
wirkungen auf die Gesundheit insbesondere von Lehr-
kräften entstehen und wie diesen begegnet werden 
kann, damit die Qualität von Schule erhalten bleibt. 
Das Buch behandelt auch die Frage, welche Möglich-
keiten gegen Mobbing am Arbeitplatz Schule beste-
hen und wie gegen schwere zielgerichtete Gewalt 
vorgegangen werden kann.

Die AutorInnen sind WissenschaftlerInnen der Uni-
versität Koblenz-Landau sowie Lehrkräfte und Ex-
pertInnen für Coaching und schwere Gewalt. Jäger 
verspricht sich von dem Buch nicht nur eine weitere 
Sensibilisierung für das Thema, sondern auch eine 
Breitenwirkung gegen Mobbing zum Vorteil aller Be-
troffenen am „Arbeitsplatz Schule“.

Reinhold S. Jäger (Hg.): Mobbing am Arbeitsplatz 
Schule. Frühzeitig erkennen, analysieren und 
Lösungsansätze finden
Carl Link Verlag, Köln 2014
284 Seiten, EUR 33,90

Von der Schule des Lebens
„Schule für das Leben durch das Leben“, so lautete 
das Credo des belgischen Pädagogen Ovide Decroly 
(1871-1932). Dieses lebensnahe Lernen bildete die 
Basis seines pädagogischen Konzepts. Der Mediziner 
und Pädagoge kam damit den Ideen Maria Montes-
soris sehr nahe. Doch im Gegensatz zu ihr ist Decroly 
hierzulande weitgehend unbekannt geblieben.

„Ovide Decroly stellte inhaltlich die Interessen der 
Kinder in den Mittelpunkt seines Unterrichts“, sagt 
Annika Blichmann von der Universität Jena. Metho-
disch arbeitete Decroly mit dem Dreischritt Beobach-
tung, Assoziation und Ausdruck, so die Erziehungs-
wissenschaftlerin am Institut für Bildung und Kultur. 
Der Pädagoge setzte auf einen ganzheitlichen und fä-
cherübergreifenden Unterricht, in dem auch psycho-
logische Aspekte Berücksichtigung fanden. Im Jahr 
1901 gründete Decroly in Brüssel eine kleine Schule 
für Kinder, die physisch und psychisch retardiert wa-
ren. Offenbar ein Erfolg, denn 1907 folgte die „Ecole 
de L‘Ermitage“, eine Schule für gesunde Kinder, die bis 
heute besteht.

Im Unterricht ging es primär um die natürlichen In-
teressen der Kinder. Wurde beispielsweise das Thema 
Nahrung behandelt, so rückte in den Blickpunkt, was 
mit der Ernährung zusammenhängt: Woher kommt 
das Essen? Was aßen die Menschen früher? Was wird 
in anderen Ländern gegessen? Somit wurde gleich-
zeitig ein Zusammenhang zu geschichtlichen und 
geographischen Perspektiven hergestellt. Wie Blich-
mann erläutert, blieb es nicht beim theoretischen 
Unterricht: Die Schüler besuchten etwa eine Bäckerei 
und kauften Lebensmittel selbst ein. So wurde zu-
gleich spielerisch der Umgang mit Geld erlernt und 
die Mathematik indirekt in den Unterricht einbezo-
gen. Unterstützt wurde das lebensnahe Lernen durch 
pädagogische und psychologische Spielserien, die 
von Decroly und seinen Mitarbeiterinnen entworfen 
wurden.

Annika Blichmann stieß auf Decroly, als sie sich mit 
dem „Weltbund zur Erneuerung der Erziehung“ be-
fasste, der 1921 in Calais begründet worden war. Ovi-
de Decroly gehörte zu den Initiatoren des Weltbundes. 
Inzwischen hat Blichmann ihre Dissertation über den 
Reformpädagogen geschrieben, die jetzt als Buch er-
schienen ist: „Erziehung als Wissenschaft. Ovide Dec-
roly und sein Weg vom Arzt zum Pädagogen.“

Blichmann konstatiert, dass Ovide Decroly einen her-
ausragenden Beitrag zur Begründung einer Erziehung 
als Wissenschaft geleistet habe. In seinen systema-
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tischen und nachprüfbaren Vorgehensweisen habe 
Decroly den Forschungswegen der experimentellen 
Pädagogik entsprochen. Leider hinterließ der Belgier 
kein Gesamtwerk, sondern nur zahlreiche Aufsätze. 
Im deutschen Sprachraum scheint er auf jeden Fall zu 
Unrecht weitgehend unbekannt zu sein.

Annika Blichmann: Erziehung als Wissenschaft
Ovide Decroly und sein Weg vom Arzt zum 
Pädagogen
Ferdinand Schöningh Verlag, Paderborn 2014
237 Seiten, EUR 34,90 

Kultur muss Jugendlichen Spaß machen
Jugendliche nutzen Kulturangebote nur, wenn sie 
auch Bezug zu ihrem eigenen Leben haben. Zu diesem 
Ergebnis kommt die Soziologin und Sozialpädagogin 
Veronika Hammer in ihrem Buch „Kulturvermittlung“. 
Es zeigt neue Ideen und Wege auf, um Kindern und 
Jugendlichen kulturelle Bildung näherzubringen.

„Grundsätzlich wird das kulturelle Angebot von Ju-
gendlichen kaum genutzt. Am schwierigsten erreicht 
man bildungsferne Jugendliche.“ Das Fazit, das Sarah 
Wünn zu den Ergebnissen ihrer Regionalstudie zieht, 
sieht nicht rosig aus. Die Diplom-Sozialpädagogin hat 
285 Schüler und Schülerinnen in der Region Coburg 
und Sonneberg in Bayern befragt. Wie nutzen sie Kul-
tur? Wie oft ist das der Fall? Über welche Kanäle in-
formieren sie sich?

Sarah Wünn ist eine 
von 19 Autorinnen und 
Autoren, die unter der 
Leitung von Veronika 
Hammer das Modell-
projekt „Kulturvermitt-
lung in der Region Co-
burg und Sonneberg“ 
wissenschaftlich be-
gleitet haben. Drei Jah-
re lang hat das deut-
sche Ministerium für 
Bildung und Forschung 
dazu die Stelle einer 
Kulturvermittlerin ge-
fördert. Diese sollte die 
bisherigen Aktivitäten 
von Stadt und Land-
kreisen vernetzen und 
untersuchen, inwiefern 
Jugendliche – insbe-
sondere aus bildungs-

fernen Schichten – das bestehende Kulturangebot 
wahrnehmen. Außerdem sollten Veranstaltungen 
besser auf das Publikum abgestimmt sowie die gesell-
schaftliche Teilhabe durch kulturelle Veranstaltungen 
erhöht werden.

Die Autoren und Autorinnen haben einzelne Projekte 
untersucht, Befragungen und Interviews durchge-
führt. Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusam-
menfassen: Jugendliche bis 16 Jahre erreicht man vor 
allem über die Eltern und Schulen, ältere Jugendli-
che über den Freundeskreis. Der Einsatz von sozialen 
Medien spielt dabei eine wichtige Rolle. Die Burschen 
und Mädchen wollen keinen großen finanziellen und 
logistischen Aufwand betreiben, um Kulturangebote 
wahrzunehmen. Wenn sie bei der Organisation ein-
gebunden werden, nutzen sie die Veranstaltungen 
stärker. Es gilt, bei bestehenden Projekten anzusetzen 
und diese zu verbessern. Auf kommunaler Ebene sind 
Vereine ein guter Weg, um Kinder und Jugendliche zu 
erreichen - bei bildungsfernen Jugendlichen insbe-
sondere die Sportvereine.

„Kultur ist viel mehr als ein Kino- oder Theaterbe-
such“, sagt Veronika Hammer. Gute Kulturvermittlung 
könne aber nur funktionieren, wenn sie auch von Sei-
ten der Politik unterstützt wird. Das heißt, Gelder für 
Jugendarbeit dürften nicht gestrichen werden, genug 
personelle und finanzielle Kapazitäten müssten zur 
Organisation bereitstehen. Dass sich dieses Engage-
ment lohnen kann, hätten Stadt, Landkreis und Hoch-
schule Coburg erst kürzlich bewiesen: Mitte Mai wur-

Herausgeberin Veronika Hammer (r.) im Gespräch mit Autorinnen der Regionalstudie zur 
Kulturvermittlung. Quelle: idw
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den sie vom Bayerischen Kultusministerium mit dem 
Gütesiegel „Bildungsregion in Bayern“ ausgezeichnet.

Veronika Hammer (Hg.): Kulturvermittlung 
Inspiration und Reflexion zur kulturellen Bildung bei 
Kindern und Jugendlichen
Beltz Juventa Verlag, Weinheim und Basel 2014
278 Seiten, EUR 29,95

Jugendliche nach der „Arabellion“
Arabische Jugendliche finden derzeit neue Formen der 
Selbstbehauptung und des politischen Widerstands, 
die den Alltag in den Städten Nordafrikas und des Na-
hen Ostens prägen. Was treibt die jungen Leute um, 
wie trotzen sie staatlichen Domestikationsversuchen? 
Ein aktueller Sammelband Marburger und Leipziger 
Sozialwissenschaftlerinnen und Sozialwissenschaftler 
bietet einen differenzierten Blick auf Jugendbewe-
gungen von Kairo und Ramallah bis Algier und leuch-
tet das breite Spektrum des Jugendlich-Seins in der 
arabischen Welt aus.

Seit dem „Arabischen Frühling“ erleben fast alle Län-
der zwischen Marokko und Syrien lokale Proteste, 
spontane Aufstände und Massendemonstrationen. 
Die arabischen Großstädte sind Orte, an denen junge 
Leute Widerstand und Protest gegen Ungerechtig-
keit, Willkür, Armut und Ausgrenzung sichtbar ma-
chen. Denn, wie die Herausgeber in ihrem einleiten-
den Beitrag verdeutlichen, „gerade die Metropolen 
und Megacities des globalen Südens wie Kairo oder 
Istanbul zeichnen sich durch Problemballungen auf 
engstem Raum aus. Ungleichheit und Ausgrenzung 
werden auch für Jugendliche immer sichtbarer und 
erlebbarer.“

Aus welchen sozioökonomischen Bedingungen heraus 
agieren Jugendliche, wie verorten sie sich sozial und 
kulturell? Welche Handlungsspielräume können sie 
sich trotz aller wirtschaftlichen Zwänge und staatli-
cher Kontrolle im Alltag erkämpfen? Wie verändern 
Widerstand und Protest politische Ordnungen und 
Gesellschaftsentwürfe? Die Beiträge des Sammelban-
des beschränken sich in ihren Antworten nicht allein 
auf die Massenbewegungen der jüngsten Vergangen-
heit. Widerstand, so formulieren die Herausgeber, ist 
weit mehr als nur das Zusammenkommen in großen 
Kundgebungen: „Alltag kann ohne Widerstand aus-
kommen, doch Widerstand kann alltäglich werden.“

Ouaissa und Gertel sowie ihre Autorinnen und Auto-
ren versammeln Stimmen von Jugendlichen, die bis-
her kaum gehört wurden. Der erste Teil des Bandes 

führt konzeptionell in die Themen Jugend, Widerstand 
und Stadtentwicklung ein. Darauf folgen Fallstudien: 
im zweiten Teil zu Nordafrika und im dritten Teil zum 
Nahen Osten. Diese Studien beruhen auf jahrelangen 
Feldforschungen und intensiven Gesprächen vor Ort.

So nimmt Jörg Gertel die Ursachen von Protestak-
tionen in Nordafrika und dem Nahen Osten in den 
Blick. Sie liegen, so argumentiert der Sozialgeograf, 
in neoliberaler Globalisierung, einer dramatischen 
Privatisierungswelle sowie wachsender Armut und 
Schutzlosigkeit.

Neben der Gentrifizierung der Städte und der Mar-
ginalisierung großer Teile der Bevölkerung kommt es 
aber auch zunehmend zur Aneignung des öffentlichen 
Raums durch entrechtete und benachteiligte Städte-
rinnen und Städter, wie Asef Bayat in seinem Beitrag 
ausführt: Straßen, öffentliche Plätze und Grünanla-
gen werden als Räume für Arbeit, Freizeit und Ge-
meinschaftsleben genutzt. Nicht durch konzertierte 
politische Mobilisierung, sondern durch informelle 
Alltagspraktiken behaupten die Einwohnerinnen und 
Einwohner ihr Recht auf die Stadt und treiben die Eli-
ten in den Schutz sicherheitsüberwachter und priva-
tisierter Rückzugsräume.

Wie sind die empirischen Befunde zu bewerten? Ju-
gendliche in der arabischen Welt, so schreiben die 
Herausgeber, „sind Akteure des Widerstands“. Sie sind 
besser gebildet als jemals zuvor, verfügen über eine 
Medienkompetenz wie keine andere soziale Gruppe 
und sind durch ihre wachsenden Englisch-Kenntnisse 
fähig, sich mit Ausländern zu vernetzen. Die junge Ge-
neration entwickle neue, auch subversive Partizipa-
tions-, Mobilisierungs-und Protestformen. „Einerseits 
sind es individuelle, private Träume und hedonistische 
Lebensentwürfe, um die Jugendliche ringen“, konsta-
tieren Ouaissa und Gertel. „Andererseits scheint die 
Jugend auch kollektiven Idealen verpflichtet zu sein.“

Rachid Ouaissa lehrt Politik des Nahen und Mittleren 
Ostens am Centrum für Nah- und Mittelost-Studien 
(CNMS) der Philipps-Universität Marburg und leitet 
ein interdisziplinäres Forschungsnetzwerk zur Neube-
wertung von Geschichte und Gegenwart des Mittle-
ren Ostens und Nordafrikas. Jörg Gertel hat an der 
Universität Leipzig den Lehrstuhl für Wirtschaftsgeo-
graphie und Globalisierungsforschung inne.

Jörg Gertel, Rachid Ouaissa (Hg.): 
Jugendbewegungen. Städtischer Widerstand und 
Umbrüche in der arabischen Welt
Transkript-Verlag, Bielefeld 2014, 
400 Seiten, EUR 19,99 
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Kulturelle Bildung im Fokus
Themenschwerpunkt das 17. DIE-Forums Weiterbildung ist die „Kulturelle Bildung“. Das Forum bietet mit seinen 
sechs Arbeitsgruppen all jenen die Chance zu Diskussion und Austausch, die das Feld der kulturellen Erwach-
senenbildung bestellen oder sich aus benachbarten Bereichen damit beschäftigen. Als Themenbereiche werden 
„Malen, Mode & Fotografie“, „Tanz, Theater & Musik“ sowie „Medien, Ton & Text“ besondere Schwerpunkte bilden. 

Termin und Ort: 		  1. - 2. Dezember 2014; Collegium Leoninum, Noeggerathstrasse 34, D-53111 Bonn
Information, Anmeldung: 	 www.die-forum.de

Politisches Handeln im Erlebniskapitalismus
Marianne Gronemeyer und Klaus Firlei im Gespräch über die „Kunst des Sich-Entziehens und zivilgesellschaftli-
che Handlungsmacht“, ausgehend von ihren Beiträgen für die anlässlich des 100. Geburtstags von Robert Jungk 
erschienene Publikation „Projekt Zukunft“, die gleichfalls präsentiert wird.

Termin: 			   3. Dezember 2014, 19.30 Uhr 
Ort: 			   Robert-Jungk-Bibliothek für Zukunftsfragen, Strubergassse 18, 5020 Salzburg 
Anmeldung: 		  http://jbzzukunftsbuch.wordpress.com

Finanzsektor und soziale Ungleichheit
Die Kluft zwischen Arm und Reich vertieft sich. Das ist unter anderem eine Folge der Entfesselung der Finanz-
märkte. 2007 geriet das Finanzsystem an den Rand des Zusammenbruchs. Waren zuvor üppige Gewinne in private 
Taschen geflossen, so werden jetzt die Kosten der Krise sozialisiert. Aber auch Spekulation mit Nahrungsmitteln, 
aggressive Steuervermeidung und die Dominanz des Sektors empören viele Menschen. Und im Zuge des geplanten 
Handelsabkommens TTIP droht erneut eine Liberalisierung.

Termin: 			   10. Dezember 2014, 18.00 - 20.00 Uhr
Ort: 			   Arbeiterkammer Linz, Volksgartenstraße 40, Kongresssaal
Anmeldung: 		  Tel. 050 6906 2412; E-Mail: wsg@akooe.at

Erwachsenenbildung in der Migrationsgesellschaft 
Im April 2014 wurde auf der Abschlusskonferenz des Projekts mig2eb der Diskussionsprozess über ein Grundsatz-
papier begonnen. Die sogenannten „Leitlinien für die Erwachsenenbildung in der Migrationsgesellschaft“ sollen 
nun auf der Tagung beschlossen werden. Neben inhaltlichen Inputs steht Raum für vertiefende Diskussionen und 
Reflexion zu Verfügung. Ein weiterer Punkt wird der Transfer der Leitlinien in die Organisationen und die sich 
daraus ergebenden Notwendigkeiten (Kooperationen, Projekte, …) sein.

Termin: 			   10. Dezember 2014, 14.00 Uhr – 11. Dezember 2014, 16.00 Uhr
Ort: 			   Bundesinstitut für Erwachsenenbildung (bifeb), Bürglstein 1-7, 5360 St. Wolfgang 
Information, Anmeldung: 	 www.mig2eb.at/?p=1068

Arbeitsmarktzugang für MigrantInnen im Überblick
Immer wieder verwirrend: Wie sieht der Arbeitsmarktzugang mit diesem oder jenem Aufenthaltsstatus aus, wer 
benötigt eine Beschäftigungsbewilligung, wer hat uneingeschränkten Zugang? Im Seminar werden die unter-
schiedlichen Aufenthaltstitel und ihre Implikationen für die Aufnahme einer Beschäftigung, den Verlust derselben 
und die Konsequenzen eines Umstiegs auf einen anderen Aufenthaltstitel u.a. anhand von Fallbeispielen durch-
dekliniert.

Termin: 			   15. Dezember 2014, 9.30 - 17.00 Uhr 
Ort: 			   asylkoordination österreich, Burggasse 81/7, 1070 Wien 
Information, Anmeldung: 	 www.asyl.at, kremla@asyl.at 
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